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Fußgängers nach denselben rechtlichen Voraussetzungen wie 
für den schadensverursachenden Kfz-Halter zu beurteilen, 
hieße die vom Gesetz bewußt vorgenommene Unterscheidung 
zwischen der Rechtsstellung des Kfz-Halters und Fahrzeug­
führers zu negieren.

Aus § 341 ZGB ist nicht ableitbar, daß als rechtliche 
Grundlage für die Beurteilung der Mitverantwortlichkeit des 
Geschädigten diejenigen Rechtsnormen anzuwenden sind, 
nach denen der Schadensverursacher einzustehen hat. Der 
Fahrzeugführer, der nicht zugleich Halter ist, ist also nicht 
erst dann von der Mitverantwortlichkeit befreit, wenn die 
Gefahr seines Fahrzeuges nicht ursächlich für den Schaden 
war, sondern bereits dann, wenn ihn kein Verschulden an der 
Schadensverursachüng trifft (§ 345 Abs. 2 ZGB). Es ist zwei­
fellos möglich, daß für die Mitverantwortlichkeit des Ge­
schädigten auch die Bestimmungen der Verantwortlichkeit 
des Schädigers in Betracht kommen können. Das ist stets 
dann der Fall, wenn die Rechtsstellung des Geschädigten 
mit der rechtlichen Stellung des Schadensverursachers über­
einstimmt, z. B. bei der Mitverantwortlichkeit mehrerer am 
Unfall beteiligter Kfz-Halter.

Zutreffend geht Klinkert davon aus, daß die Mitverant­
wortlichkeit mehrerer am Unfall beteiligter Kraftfahrzeuge 
in jedem Fall auch Mitverursachung voraussetzt. Sie ist stets 
dann gegeben, wenn der Schaden beim Betrieb eines Kraft­
fahrzeuges entstanden ist und die vom Fahrzeug ausgehende 
konkrete Gefahr an der Verursachung des Unfalls mitgewirkt 
hat.4 Grundsätzlich ist bei einem Zusammenstoß von zwei 
Kraftfahrzeugen jeder beteiligte Kfz-Halter nach § 345 Abs. 1 
ZGB für den daraus entstandenen Schaden verantwortlich, 
wenn der Schaden durch die von beiden Fahrzeugen ausge­
hende- Betriebsgefahr verursacht wurde.5 Für den Umfang 
der Mitverantwortlichkeit zweier Kfz-Halter sind sowohl das 
Maß der von den Fahrzeugen ausgehenden konkreten Be­
triebsgefahr als Unfallursache als auch das schuldhafte Ver­
halten der Fahrzeughalter zu berücksichtigen, sofern sie zu­
gleich Fahrzeugführer sind.6

Für die rechtliche Beurteilung der Mitverantwortlichkeit 
eines geschädigten Verkehrsbetriebes oder Fahrzeughalters 
nach § 341 ZGB ist folgendes zusammengefaßt festzustellen:

1. Bei der Prüfung der Mitverantwortlichkeit eines ge­
schädigten Verkehrsbetriebes oder Halters eines Fahrzeuges 
bedarf die Begründung der erweiterten materiellen Verant­
wortlichkeit (§ 345 ZGB) nicht des Nachweises einer Rechts­
pflichtverletzung als Ursache für den Schadenseintritt.

2. Die Betriebsgefahr eines Fahrzeuges ergibt sich nicht 
aus seiner bloßen Existenz und der in ihm vorgehenden phy­
sikalischen und chemischen Prozesse. Das Fahrzeug stellt an­
gesichts des Standes der Entwicklung im Fahrzeugbau und 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts insgesamt keine 
Quelle erhöhter Gefahr dar. Für die materielle Verantwort­
lichkeit des Verkehrsbetriebes oder Halters des Fahrzeuges 
ist nachzuweisen, daß der Schaden durch die vom Fahrzeug 
ausgehende konkrete Betriebsgefahr verursacht wurde. Das 
gilt auch für die Begründung der Mitverantwortlichkeit an­
derer am Unfall beteiligter Verkehrsbetriebe oder Fahrzeug­
halter. Mitverantwortlichkeit setzt stets Mitverursachung 
voraus.

3. Für die Prüfung der Mitverantwortlichkeit des Geschä­
digten können auch andere die materielle Verantwortlichkeit 
begründende Vorschriften maßgebend sein als für die Ver­
antwortlichkeit des Verkehrsbetriebes oder Fahrzeughalters 
als Schädiger. Das ist z. B. dann der Fall, wenn die Mitver­
antwortlichkeit eines geschädigten Fußgängers oder eines 
Kfz-Führers, der nicht zugleich Halter des Fahrzeugs ist, ge­
prüft wird.

4 Vgl. E. Prüfer, „Haftung und Schadensausgleichung bei Beteili­
gung mehrerer Straßenverkehrsteilnehmer an einem Unfall“, 
NJ 1970, Heft 22, S. 666 ff.

5 Vgl. BG Rostock, Urteil vom 12. Juli 1982 — BZB 62/82 — (unver­
öffentlicht).

6 Vgl. OG, Urteil vom 24. Oktober 1964 - 2 Zz 12/64 - (NJ 1965, 
Heft 24, S. 777); BG Suhl, Urteil vom 5. Oktober 1981 - 3 BZB 
6/81 — (unveröffentlicht).

Neue Rechtsvorschriften
überblick über die Gesetzgebung 
im IV. Quartal 1988
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetzblatt 
der DDR Teil 1 Nr. 21 bis 30 veröffentlichten Rechtsvorschrif­
ten*
Die Volkskammer beschloß auf ihrer 7. Tagung am 14. Dezem­
ber 1988 das Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1989 
(GBl. I Nr. 27 S. 311), dem eine umfangreiche Plandiskussion 
in den Kombinaten, Betrieben, Genossenschaften und Ein­
richtungen vorausgegangen war. Der Volkswirtschaftsplan ist 
auf die weitere allseitige Stärkung der DDR gerichtet. Der 
bewährte Kurs der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
wird zum Wohle des Volkes und für die Sicherung des 
Friedens fortgeführt. Den Weg dazu weist die ökonomische 
Strategie der SED, insbesondere die immer wirkungsvollere 
Verbindung von Wissenschaft und Produktion, sowie die 
breite Anwendung der Schlüsseltechnologien.

Das Gesetz enthält anspruchsvolle Aufgaben für alle Be­
reiche der Volkswirtschaft und präzise Angaben über die zu 
erreichenden Ergebnisse in Menge, Sortiment, Qualität, Wert 
und Zeit, die vor allem aus der Nutzung der Intensivierungs­
faktoren erwachsen. Dabei ist der sparsame Umgang mit den 
vorhandenen Fonds, der Arbeitszeit, den Rohstoffen und dem 
Material zu verstärken, der Aufwand für Leitung und Ver­
waltung weiter zu reduzieren. Hohe Leistungen und Effek­
tivität der Volkswirtschaft bestimmen auch die Ziele für die 
planmäßige Verbesserung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus des Volkes..

Das Gesetz sieht den weiteren Ausbau der sozialistischen 
ökonomischen Integration mit der UdSSR und den anderen 
Mitgliedsländern des RGW auf der Grundlage der Abkom­
men und Verträge vor. Die Direktbeziehungen zwischen den 
Wirtschaftseinheiten der DDR mit ihren Partnern in den 
sozialistischen Ländern sind zu nutzen, um die Produktion 
zu intensivieren, moderne Technologien einzuführen sowie 
die Kooperation in Forschung und Produktion mit hoher 
Effektivität auszubauen.

Die Durchführung des Volkswirtschaftsplanes stellt hohe 
Ansprüche an die staatliche Leitung und Planung sowie an

die volkswirtschaftliche Eigenverantwortung der Kombinate 
und Betriebe in allen Bereichen der Volkswirtschaft. Nicht 
zuletzt gehört dazu, Ordnung, Disziplin und Sicherheit an 
jedem Arbeitsplatz, in jeder Brigade und in jedem Betrieb 
als Grundsatz sozialistischer Leitungstätigkeit zu gewähr­
leisten.1

In das Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1989 vom
14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 27 S. 318) wurden im Vergleich 
zum Vorjahr 89 Positionen neu aufgenommen, darunter 
betreffen allein 48 Aufwendungen des Staatshaushalts zur 
Durchführung der sozialpolitischen Aufgaben. Damit wird 
einerseits noch umfassender deutlich gemacht, welchen Bei­
trag die Bereiche und Zweige der Volkswirtschaft sowie die 
Bürger zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
leisten. Andererseits wird auf der Ausgabenseite des Staats-

♦ Zu dem in dieser Übersicht nicht erwähnten Gesetz über die Zu­
ständigkeit und das Verfahren der Gerichte zur Nachprüfung von 
Verwaltungsentscheidungen vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 28 
S. 327) und zum Gesetz zur Anpassung von Regelungen über 
Rechtsmittel der Bürger und zur Festlegung der gerichtlichen 
Zuständigkeit für die Nachprüfung von Verwaltungsentscheidun­
gen vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 28 S. 329) sowie zur gleich­
namigen VO vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 28 S. 330) vgl. die 
Beiträge von H.-J. Heusinger, NJ 1989, Heftl, S. 3 f.; G. Schulze, 
NJ 1989, Heftl, S. 5 ff.; H. Pohl, NJ 1989, Heftl, S. 8 ff.; K.-H. 
Christoph, NJ 1989, Heftl, S. 11 ff.; G.-A. I.übchen R. Brachmann, 
NJ 1989, Heft 1, S. 13 ff.

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des StGB, des Zoll­
gesetzes, des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten, 
des Strafregistergesetzes, des Devisengesetzes, des Kulturgut- 
sChutzgesetzes, des Luftfahrtgesetzes und des Gesetzes über das 
Post- und Fernmeldewesen (5. StÄG) vom 14. Dezember 1988 
(GBl. I Nr. 29 S. 335) und die VO zur Änderung und Ergänzung 
der 1. DVO zum EGStGB — Verfolgung von Verfehlungen — und 
der VO zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWVO — 
(ÄnderungsVO) vom 14. Dezember 1988 (GBl. 1 Nr. 29 S. 347) sind 
in diesem Heft erläutert. Vgl. S. Wittenbeck, S. 52 ff., E. Buchholz/ 
H. Pompoes, S. 54 ff., und L. Reuter/G. TeiChler, S. 58 ff. Das Ge­
setz über eine staatliche Vorauszahlung an durch Straftaten ge­
schädigte Bürger — Schadenersatzvorauszahlungsgesetz — vom 
14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 S. 345) wird in einem der nächsten 
Hefte erläutert werden.

1 W. Stoph, „Mit dem Plan setzen wir die Politik sozialer Sicher­
heit und der Vollbeschäftigung fort“ (Rede zur Begründung des 
Entwurfs des Gesetzes über den Volkswirtschaftsplan 1989 vor 
der Volkskammer), ND vom 15. Dezember 1988, S. 3 f. (4).


